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Einleitung

Mit den Beschlüssen der Landessynode im Herbst 2024 beginnt die Phase der Umsetzung, die bis zum Jahr 2030 andauern kann. Kürzungen und Veränderungen betreffen voraussichtlich nur selten einzelne Pfarrämter und Kirchengemeinden allein. In der Regel müssen sich benachbarte Pfarrämter und Kirchengemeinden gemeinsam auf den Weg machen. Es empfiehlt sich diese Aufgaben mit Unterstützung von Beratung durch Angebote der Vernetzten Beratung (Vernetzte Beratung (elk-wue.de) begleiten zu lassen. 

Da Veränderungsprozesse Zeit und Aufmerksamkeit brauchen, ist es ratsam, sich frühzeitig auf den Weg zu machen und die gemeinsame Verständigung zu suchen. Den Impuls zu starten, kann aus eigenem Antrieb kommen, oder von außen zum Beispiel vom Dekanatamt angestoßen werden. 
1 Wann und wie geschieht die Umsetzung?

1.1 Zeitraum

Die Umsetzung des PfarrPlans beginnt mit dem 01.01.2025 und erstreckt sich bis zum Ende des Jahres 2030. 

1.2 In der Regel mit Stellenwechsel

Die Umsetzung der bezirklichen PfarrPlan-Beschlüsse erfolgt in der Regel mit Freiwerden der entsprechenden Pfarrstellen bzw. bei Stellenwechsel auf diesen Stellen. Meistens sind mehrer Pfarrstellen von einer Veränderung betroffen. Da sie aber selten gleichzeitig frei werden, müssen Übergangs- und Zwischenlösungen gefunden werden
.

1.3 Gespräche mit Pfarrerinnen und Pfarrern

Konnten die Fragen der Umsetzung nicht schon vor den Beschlüssen der Bezirkssynoden geklärt werden, sollten die Dekaninnen und Dekane in den Monaten (und u.U. Jahren) danach Gespräche mit den von Veränderungen betroffenen Pfarrerinnen und Pfarrern aufnehmen. Dabei muss die regio-lokale Zusammenarbeit von benachbarten Pfarrämtern vermehrt in den Blick kommen. 

Gegenstand dieser Gespräche können - je nach konkreter Situation – folgende Inhalte sein:
· die zeitliche Perspektive für einen Stellenwechsel 
· die Bereitschaft zur Änderung des Dienstauftrags
· die Optionen Schwerpunkte für das pfarramtliche Handeln (parochial bzw. überparochial) zu bilden
· eine gemeinsame Gottesdienstlandschaft zu gestalten
· aufeinander bezogene und abgestimmte Geschäftsordnungen der Pfarrämter zu entwickeln  
Es sollte – sine ira et studio – zunächst geklärt werden, was einvernehmlich kurz- oder mittelfristig an Umsetzungen oder Übergangslösungen möglich erscheint und verwirklicht werden kann
.

1.4 Gespräche mit Kirchengemeinderäten

Ebenso ratsam ist es, das Gespräch mit den betroffenen Kirchengemeinderäten zu suchen und benachbarte Gremien für das gemeinsame Thema der regio-lokalen Kirchenentwicklung zu gewinnen.
 Es geht dabei darum, möglichst früh eine Vorstellung davon zu entwickeln, wie der gemeinsame Auftrag, das Evangelium zu verkündigen und den Pfarrdienst lebbar und attraktiv zu gestalten, im Miteinander der Kirchengemeinden ausgestaltet werden kann. 
Insbesondere ist jede Visitation Anlass, sowohl die regio-lokale Kirchenentwicklung der Gemeinden, als auch die regio-lokale Zusammenarbeit der Pfarrämter gemeinsam zu reflektieren und durch geeignetes und gemeinsames Leitungshandeln zukunftsfähig weiter zu entwickeln
.

1.5 Eine Pfarrstelle mit künftig neuem Dienstauftrag wird zuerst frei

Wird eine Pfarrstelle, die laut „PfarrPlanbeschluss“ Teile aus einem benachbarten Dienstauftrag übernehmen soll, zuerst frei, ist konkretes Handeln gefordert. Spätestens im Zusammenhang mit der Besetzungssitzung muss die Geschäftsordnung überprüft und im Hinblick auf einen sachgerechten Ausschreibungstext angepasst und vom Oberkirchenrat genehmigt werden (Vorlage zur Erstellung einer Geschäftsordnung neu -Stand November 2024.docx). 
Falls dadurch die Rechte weiterer Kirchengemeinden berührt werden, ist dies zu berücksichtigen. Entscheidend ist, dass aus dem Ausschreibungstext eindeutig hervorgeht, was ein künftiger Stelleninhaber oder eine künftige Stelleninhaberin an Veränderungen des Dienstauftrags zu erwarten hat, sobald die benachbarte, zur Einschränkung oder Aufhebung vorgesehene Pfarrstelle vakant wird
. 

Der Oberkirchenrat wird bei solchen Anträgen auf Änderung der Geschäftsordnung in der Regel  eine vorläufige oder befristete Festlegung vornehmen, die bei Ablauf der Vorläufigkeit ggf. überprüft wird. 
Das Dekanatamt ist gebeten, zusammen mit den Pfarrämtern die Änderungen der Geschäftsordnung entsprechend den bezirklichen Beschlüssen zum PfarrPlan und die vorläufige Festlegung beim Oberkirchenrat auf den Weg zu bringen. Die betroffenen Kirchengemeinderäte sind anzuhören.

Die dekanatamtliche Äußerung zur Besetzung einer Pfarrstelle sollte auf die Veränderungen Bezug nehmen. Insbesondere sollten Prälatur und Dekanatamt vor der Besetzungssitzung in diesen Fragen Kontakt miteinander aufnehmen.

1.6 Die zur Einschränkung / Aufhebung vorgesehene Pfarrstelle wird zuerst frei

Wird die Pfarrstelle, die zur Aufhebung oder Einschränkung des Dienstauftrags vorgesehen ist, vor der Pfarrstelle frei, die Teile des Dienstauftrags übernehmen soll, sind verschiedene Schritte denkbar:

a. Bei einer Einschränkung des Dienstauftrags gilt für den Text der Ausschreibung und die Änderung der Geschäftsordnung das unter 1.5 Genannte entsprechend.

b. Es ist zu prüfen, wie die neue Geschäftsordnung entsprechend den PfarrPlanbeschlüssen in Kraft treten kann. 
Grundsätzlich gilt, dass Pfarrerinnen und Pfarrern über den jeweiligen Dienstauftrag hinausgehende Aufgaben übertragen werden können, wenn ihnen deren Erfüllung nach Vorbildung und Fähigkeiten zugemutet werden kann und die Wahrnehmung des bisherigen Dienstauftrags dies zulässt (§ 5 Abs. 3 WürttPfG).
Für die konkreten Maßnahmen sind die Gespräche der Dekaninnen und Dekane wie unter 1.3 beschrieben ausschlaggebend. 
In der Regel und im Idealfall werden die Beschlüsse zum PfarrPlan unmittelbar umgesetzt. In Absprache mit dem Dekanatamt können aber auch Übergangslösungen praktiziert werden. 

Dabei können folgende Gesichtspunkte berücksichtigt werden: 
· Die Veränderungen müssen im kleinräumigen Umfeld gerechtfertigt
 sein sowie

· für die Person vom Umfang und von den Fähigkeiten her leistbar, 

· und auch der bezirkliche und 

· landeskirchliche Kontext (was im Kirchenbezirk und in der Landeskirche als Durchschnitt gilt
) sollte beachtet werden. 

· Eine zeitliche Stufung der Veränderungen kann in Betracht kommen
.

Dies wirkt sich auch immer auf den bisherigen Dienstauftrag aus. Das Dekanatamt wird deshalb auf einen guten Kontakt zum Kirchengemeinderat und den Pfarrpersonen achten, um Bewusstmachungsprozess zu unterstützen und Konflikten vorzubeugen.

c. Sind die Möglichkeiten zur regulären Übernahme von Diensten gemäß den Beschlüssen in den bezirklichen Stellenverteilungskonzepten ausgeschöpft, das Ziel aber noch nicht erreicht, werden Vertretungsregelungen nötig. Auf diese Weise werden die Aufgabenbereiche einer aufzuhebenden Pfarrstelle, die nach deren Freiwerden nicht oder nicht gleich mit dem Dienstauftrag von benachbarten Pfarrstellen verbunden werden können oder sollen, über Vertretungen wenigsten als Notdienst wahrgenommen. Solche Vertretungsaufträge können u.U. auch weiter entfernte Pfarrerinnen und Pfarrer betreffen. Alle Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, Vertretungsdienste zu übernehmen (§ 15 Abs. 4 PfDG.EKD). Die Regelung der Stellvertretung im Gemeindepfarrdienst obliegt dem Dekanatamt (Nr. 16 Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung). 

Stellvertretung heißt nicht Fortführung des Dienstes des Vertretenen in vollem Umfang. Es handelt sich um einen Notdienst, bei dem der Vertretende den eigenen Dienstauftrag zwar weiterzuführen, aber so zu konzentrieren und zu organisieren hat, dass durch den zusätzlichen Vertretungsaufwand der bisherige Umfang des Dienstauftrags nicht wesentlich überschritten wird. 

Deshalb ist der Kirchengemeinderat des Vertretenden hierüber zu informieren.


d. Zwei Personengruppen kommen vorrangig für solche Vertretungsbeauftragungen in Frage:

· Pfarrerinnen und Pfarrer, die sich bereits aufgrund der Ausschreibung auf einen höheren Vertretungsaufwand einzustellen hatten.

· Zunehmend in den Jahren bis 2030: Pfarrerinnen und Pfarrer, die sich auf Stellen befinden, die im Zuge des PfarrPlans für eine Kürzung vorgesehen wurden.

1.7 Betroffene einbeziehen und informieren

Bei allen Veränderungen sollte daran gedacht werden, die Betroffenen – Kirchengemeinderäte, Gemeindeglieder, Pfarrerinnen und Pfarrer, Dekan bzw. Dekanin sowie Schuldekan bzw. Schuldekanin, Schulen, Einrichtungen – rechtzeitig einzubeziehen und nach Beschlüssen und Vollzügen ausreichend zu informieren.

2 Regio-Lokalität für Pfarrämter und Kirchengemeinden

2.1 Annäherung und Verständigung 

Die oben beschriebenen Gesprächsformate (siehe 1.3 bis 1.7) sind geeignet, sich den Themen regio-lokale Zusammenarbeit der Pfarrämter und regio-lokale Kirchenentwicklung von Kirchengemeinden anzunähern und einen Prozess der Verständigung anzustoßen. 

Die bezirklichen Stellenverteilungskonzepte für den PfarrPlan 2030 sehen oft eine enge Kooperation benachbarter Pfarrstellen vor, damit die pastoralen Kernaufgaben – Verkündigung, Seelsorge und Unterricht - trotz weniger Pfarrstellen weiterhin in der Fläche präsent bleiben. Dafür braucht es in der Regel konzeptionelle Veränderung des Dienstauftrags. 

2.2 Regio-lokale Kirchenentwicklung – wie Prozesse in Gang kommen

„´Regiolokale Kirchenentwicklung` (RLKE) ist ein Denkansatz, der vor etwa zehn Jahren am EKD-Zentrum Mission in der Region von Pfarrer Hans-Hermann Pompe und seinem Team begonnen wurde zu entwickeln. RLKE beschreibt Elemente eines dynamischen Prozesses, in dem Gemeinden von einem Nebeneinander zum Miteinander zu kommen. Dabei entwickeln sie zusätzlich zu ihrer Identität als Gemeinde eine regiolokale Identität.“
Regio-lokale Kirchenentwicklung – und das ist entscheidend – ist das Gegenteil von Regionalisierung. Während Regionalisierung alles an einem Ort konzentriert und damit häufig die persönlichen Bindungen verloren gehen, bleibt die regio-lokale Kirchenentwicklung in der Fläche an vielen Orten präsent und ist nahe bei den Menschen. Es werden nicht einzelne Leuchttürme gebaut, sondern ein Lichternetz geknüpft. Oder mit anderen Worten gesagt: Kirchengemeinden und Pfarrämter arbeiten so zusammen, dass sie einander zum Glänzen bringen und gemeinsam eine Strahlkraft erzeugen. Starke Regionen leben von starken lokalen Akteuren.

Dies setzt voraus, dass wir bereit werden, eine neue Grundhaltung und ein neues Bild von Kirche und Gemeinde zu entwickeln. Im Webinar vom 21.09.23. formulierte Andreas Schlamm: „Jede Gestalt von Kirche ist ganz Kirche, aber keine ist in der Lage das Ganze von Kirche abzubilden. Gemeinsam sind wir Kirche.“ 
Vier Aspekte stehen dabei in einem dynamischen Wirkungszusammenhang.
• Profil: Oft bieten benachbarte Gemeinden heute sehr Ähnliches an. In Zukunft macht nicht jede alles, sondern konzentriert sich auf ihre Stärken. Worin sind wir besonders gut? Wofür brennt unser Herz? Was gibt uns Energie? 

• Kooperation: Eine Gemeinde überhebt sich, will sie das Vollprogramm erhalten. Wir definieren uns nicht länger durch die Grenzen parochialer Einzugsgebiete, sondern schaffen einen ´kirchlichen Schengen-Raum` der Freizügigkeit. Menschen docken dort an, wo sie ein Angebot finden, das ihnen gefällt. Wo bietet sich Zusammenarbeit an, um gemeinsam einen Mehrwert zu schaffen und selbst entlastet zu werden? 

• Ergänzung (statt Vollprogramm): Regiolokale Netzwerke leben von geteilten Ideen, setzen ihre Ressourcen geschickt ein, freuen sich an den Stärken anderer und unterstützen sich. Sie stehen nicht im Wettbewerb um die meisten Besucher*innen, sondern streben nach einer Vielzahl wirkungsvoller Konzepte. Was können andere womöglich besser? Was überlassen wir ihnen, um Freiräume für Neues zu gewinnen und mit Freude zu tun, worin unsere Stärken bestehen? 

• Solidarität: Womit können wir andere unterstützen und dem Ganzen einen guten Dienst erweisen? (Resource Church)
Diese Aspekte helfen, dass für herausfordernde und komplexe Situationen gute Lösungen gestaltet werden können. Für die Kernaufgaben im Gemeindepfarramt ergeben sich folgende Konkretionen: 

1. Pfarramtliche Aufgaben im Seelsorgebezirk - parochial
• Kasualien und Seelsorge im Seelsorgebezirk (insbesondere Bestattungen)
• Verantwortung für die Gottesdienste im Seelsorgebezirk 

• Präsenz im jeweiligen Sozialraum 

• Pfarramtliche Verwaltung 

• Mitwirkung bei der Leitung der örtlichen Kirchengemeinde(n), auf die sich der Seelsorgebezirk des Pfarramts erstreckt.  

• Oder - sofern dazu die Geschäftsführung einer Kirchengemeinde gehört – einer der beiden Vorsitzenden im Kirchengemeinderat. 

2. Pfarramtliche Aufgaben in gemeinsamer regio-lokaler Verantwortung
 
• Entwicklung von Gottesdienst-Landschaften (gemeinsamer Gottesdienstplan, Kanzeltausch, Doppeldienste, Predigtreihen, Wochen-Gottesdienste, in Seniorenheimen u.dgl. sowie anlassbezogene Gottesdienste, z.B. beim Schulanfang 

• Absprachen für Tauf- und Trautermine 

• Konfirmationsunterricht 

• Vertretungsdienste bei Urlaub, Krankheit, Fortbildungen, Vakaturen 

3. Schwerpunktbildung

• Gewinnung und Schulung von ehrenamtlich Mitarbeitenden 

• Bildungsarbeit in KiTas, Familien- und Erwachsenenbildung 

• Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 

• Arbeit in Gruppen und Kreisen 

• Besuchsdienste 

• Quartiersarbeit 

• Öffentlichkeitsarbeit 

• Notfall-Seelsorge, Bezirksämter 

4. Gesamtkirchliche pfarramtliche Aufgaben: Religionsunterricht nach Deputat 

Der Religionsunterricht wird hier bewusst als eigenes Aufgabenfeld benannt. Hier wird am deutlichsten, dass der Pfarrdienst nicht nur an die Kerngemeinde, sondern an alle Kirchenmitglieder – und darüber hinaus an das säkular gewordene Umfeld – gewiesen ist. 

Abgesehen davon trägt der RU auch zur Finanzierung des Pfarrdienstes bei.

Der Umfang des RU-Deputats richtet sich nach den Gemeindegliederzahlen im Seelsorgebezirk. Je nach Personalsituation und unter Beibehaltung der RU-Deputate können Vertretungsdienste, z.B. auf Ebene eines Kirchenbezirks eingerichtet werden. Dies ist im Rahmen der bekannten Urlaubs- und Stellenvertretungsordnung möglich. Es ist auch denkbar, RU-Deputate dauerhaft auf andere Pfarrstellen zu übertragen. Dazu müssen die Geschäftsordnungen der betreffenden Pfarrämter aufeinander abgestimmt und neu genehmigt werden. In beiden Fällen ist enge Absprache mit SchuldekanIn erforderlich.

2.3 Einschätzung des Umfangs eines Dienstauftrags

Der Oberkirchenrat gibt keine in Stunden und Minuten auszudrückenden Zeiten für bestimmte Dienste vor, sondern lässt sich bei der Einschätzung des Umfangs eines Dienstauftrags vor allem von Erfahrungswerten und dem Vergleich mit dem, was in der Landeskirche üblich ist, leiten
. Wenn Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Kirchengemeinderäte sich in diesen Fragen überfordert fühlen, kann das Dekanatamt um Beratung gebeten werden. Anfragen oder Bitten um Beurteilung von Aufteilungsvorschlägen – auch bereits im Vorfeld der Überlegungen - können an das Dezernat Theologische Ausbildung und Pfarrdienst im Oberkirchenrat (pfarrplan@elk-wue.de) gerichtet werden.

3 Kirchenbezirke mit Stellenkürzungen

3.1 Übergangslösungen

Nicht nur in den Fällen ungleichzeitigen Freiwerdens von Pfarrstellen, sondern auch wenn in einem Kirchenbezirk die zur Kürzung vorgesehenen Stellen nicht kontinuierlich bis 2030 frei werden, sind Übergangslösungen erforderlich.

1. Im Dezernat Theologische Ausbildung und Pfarrdienst des Oberkirchenrats werden monatlich für jeden Kirchenbezirk Besetzungsstand und Stellenentwicklung beobachtet und dokumentiert. Zurzeit wird zur Analyse hilfsweise ein „Korridor“ von 5 % über und unter den jeweils aktuellen Soll-Stellenzahlen markiert (wobei sich die aktuellen Soll-Stellenzahlen von den Soll-Stellenzahlen zu Beginn des PfarrPlans jeden Monat weiter auf die Zielstellenzahlen am Ende des PfarrPlans zu bewegen).
Das zeitweise Überschreiten der Soll-Stellenzahlen in einem Kirchenbezirk ist nicht immer zu vermeiden und muss toleriert werden. Die Last der „Überbesetzung“ verteilt sich in diesen Fällen auf Kirchenbezirke mit überdurchschnittlich vielen Vakaturen und entsprechend niedrigem Besetzungsstand.

2. Wenn die „Überbesetzung“ in einem Kirchenbezirk länger anhält und/oder größere Ausmaße (z.Z. definiert als „mehr als 5% über dem aktuellen Soll“) annimmt, muss im Interesse anderer Kirchenbezirke interveniert werden: Das Dezernat Theologische Ausbildung und Pfarrdienst wird mit dem Dekanatamt Kontakt aufnehmen, die Situation erörtern und über nötige Maßnahmen beraten. Die nächstliegende Maßnahme wäre, in dem „überbesetzten“ Kirchenbezirk die nächste(n) freiwerdende(n) Stelle(n) nicht zu besetzen (§ 1 Abs. 1b PfstBG). Da dies zu Lasten der Kirchengemeinden im Kirchenbezirk ginge, die von einer Kürzung nicht betroffen sein sollen, wären in diesem Fall und vor allem bei länger anhaltender Stagnation der im Kirchenbezirk regulär vorgesehenen Kürzungen weitere Maßnahmen des Kirchenbezirks nötig.

3. In einer Vertretungsregelung (s.o.) können Inhaberinnen und Inhabern von solchen Pfarrstellen, die für eine Kürzung vorgesehen sind, u.U. auch in weiterer Entfernung zumutbare Dienste (insbesondere in Kirchengemeinden, deren Pfarrstelle aufgrund § 1 Abs. 1b PfstBG vorübergehend nicht besetzt wird) übertragen werden.

4. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass in einzelnen Fällen § 47 (Zu § 118 Absatz 7 PfDG.EKD) Stellenberatung – wonach der Oberkirchenrat im dringenden Interesse der Kirchengemeinde oder des Kirchenbezirks zur Bewerbung auffordern kann – angewendet wird. 

3.2 Dienstliche Inanspruchnahme der Pfarramtssekretärinnen

Es wäre gut, wenn die Arbeitszeit von Sekretärinnen, die mit einer gekürzten Pfarrstelle verbunden waren, nicht ersatzlos wegfällt, sondern zumindest teilweise den Pfarrstellen zugewiesen wird, auf die zusätzliche Dienste entfallen, auch für die Aufrechterhaltung einer örtlichen pfarramtlichen Anlaufstelle in Orten, deren Pfarrstelle aufgehoben wurde. 
4 Verschiedenes

4.1 Veränderungen des bezirklichen Stellenverteilungskonzepts

Wenn anlässlich der konkreten Umsetzung deutlich wird, dass bisherige konzeptionelle Überlegungen erhebliche Mängel aufweisen, kann in Einzelfällen eine Änderung erfolgen. Dazu sind Anträge der betroffenen Kirchengemeinden und des Kirchenbezirksausschusses nötig. Bei Dissens ist ein Beschluss der Bezirkssynode herbeizuführen.
Wenn es sich um Stellenerrichtungen oder Stellenaufhebungen handelt, müssen die Anträge vor dem 1. März eines Jahres eingehen, damit sie zum darauf folgenden Haushaltsjahr wirksam werden können.

Wenn es sich um Änderungen im prozentualen Umfang von Pfarrstellen handelt, sind Anträge jederzeit möglich, bis zum Wirksamwerden vergehen aber meistens einige Monate, da dazu die Anlage zur Verordnung über Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag geändert werden muss, was gewöhnlich zum Jahresende hin erfolgt.

4.2 Kirchengemeinde und Pfarrstelle unterscheiden

Eigentlich eine Selbstverständlichkeit, aber doch immer wieder in Erinnerung zu rufen: Kirchengemeinden und Pfarrstellen sind zu unterscheiden. 

Kirchengemeinden sind Körperschaften des öffentlichen Rechts mit der Aufgabe, 

„... evangelischen Glauben und christliches Leben in der Gemeinde und bei den Einzelnen zu fördern und christliche Gemeinschaft in Gesinnung und Tat zu pflegen“
. Es gibt ein Leitungsgremium, den Kirchengemeinderat, und zwei Vorsitzende, von denen einer oder eine der Pfarrer oder die Pfarrerin ist. 

Pfarrstellen sind von der Landeskirche errichtete Personalstellen für den Pfarrdienst; entsprechend sind Pfarrämter landeskirchliche Dienststellen. Pfarrerinnen und Pfarrer haben – neben der o.g. Leitungsverantwortung - ihre spezifischen Aufgabenbereiche, insbesondere den „Auftrag, das Evangelium von Jesus Christus zu verkündigen, die Sakramente zu verwalten und ... dafür Sorge zu tragen, dass Gemeinde gebaut und der Dienst der Liebe an jedermann getan wird“
.

Pfarrerinnen und Pfarrer erfüllen damit eine Doppelfunktion: Erstens und zuerst sind sie von der Landeskirche für den Dienst der Verkündigung und Sakramentsverwaltung (und weiterer daraus abgeleiteter Dienste wie beispielsweise Seelsorge und kirchlicher Unterricht) Beauftragte. Als häufig einzig Hauptamtliche in einer Kirchengemeinde nehmen sie aber darüber hinaus als einer oder eine der beiden Vorsitzenden Geschäftsführungsaufgaben in der Kirchengemeinde wahr.

Einer Verwechslung von Pfarrstelle und Kirchengemeinde leistet weiter Vorschub, dass häufig eine Pfarrstelle für eine Kirchengemeinde errichtet ist. Es gibt aber große Kirchengemeinden, für die mehrere Pfarrstellen errichtet wurden (vor allem im städtischen Bereich), und es gibt Pfarrstellen, die für eine Kirchengemeinde errichtet wurden und denen weitere Kirchengemeinden zugeordnet wurden. 

Aus der Unterscheidung ergibt sich u.a.: 

· Mit der Aufhebung einer Pfarrstelle wird nicht zugleich auch die Kirchengemeinde aufgelöst. 

· Die Geschäftsführungsaufgaben der Kirchengemeinde sind keine genuin pfarrdienstlichen Aufgaben; sie können auch von dem oder der gewählten Vorsitzenden oder – durch Übertrag nach § 24 Abs. 7 KGO - von anderen Mitgliedern des Kirchengemeinderats wahrgenommen werden.

· Der Kirchengemeinderat ist nicht Dienstvorgesetzter des Pfarrers oder der Pfarrerin; dies ist der Dekan oder die Dekanin.

4.3 Stellvertretung

Durch Stellenkürzungen entsteht besonders für benachbarte Pfarrerinnen und Pfarrer im Kirchenbezirk ein erhöhter Vertretungsaufwand. 

Das Thema „Vertretung“ sollte in den Pfarrerdienstbesprechungen angesprochen werden. Nach 25 Abs. 4 PfDG.EKD gehört Vertretung zu den regulären Dienstaufgaben. Sinnvoll ist, neben der nach Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung vorgeschriebenen Regelung der ordentlichen Stellvertretung auf Distriktsebene Vertretungspläne zu erstellen. Wenn keine Distrikte bestehen, sollten sinnvoll zugeschnittene Vertretungskreise gebildet werden, nicht nur für Vakaturen, sondern auch für Urlaub und andere Zeiten von Abwesenheit. Auf diese Weise kann eine geregelte Erreichbarkeit und Nicht-Erreichbarkeit kollegial organisiert werden.

Auch darf nicht übersehen werden, dass der Religionsunterricht ebenfalls der Vertretung bedarf.

4.4 Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone

Wenn in einem Kirchenbezirk Gemeindediakone oder Gemeindediakoninnen angestellt, die in Distrikten und /oder Kirchengemeinden ihren Dienst verrichten, sollte den unterschiedlichen Profilen von Pfarramt und Diakonat Rechnung getragen werden. Die Geschäftsordnungen für die Pfarrämter und Dienstordnungen nach § 9 Abs. 2 Diakonen- und Diakoninnengesetz sind aufeinander abzustimmen.

4.5 Begleitung im Veränderungsprozess

Wenn sich abzeichnet, dass im Veränderungsprozess eine Beratung und Begleitung nötig wird, die über die Möglichkeiten des Dekanatamts hinausgeht, können über die Vernetzte Beratung,  https://www.elk-wue.de/service/vernetzte-beratung, Moderatorinnen und Moderatoren für PfarrPlan-Prozesse vermittelt werden. (siehe auch unter: Anlage 2.1 - Hinweise für die PfarrPlan-Sonderausschüsse.
Ev. Oberkirchenrat Stuttgart

Dezernat 3 Theologische Ausbildung und Pfarrdienst
� Die folgenden Ausführungen, die nicht jedem Einzelfall gerecht werden können, sind als Anregungen zu verstehen. 


� Zu welchem Zeitpunkt die Geschäftsordnungen der Pfarrämter neu festzulegen sind, ergibt sich unter anderem aus den unter Ziffer �HYPERLINK  \l "_Eine_Pfarrstelle_mit"��1.5� und �HYPERLINK  \l "_Die_zur_Einschränkung"��1.6� dargestellten Situationen.


� Ein frühes Gespräch des Dekans oder der Dekanin mit einem Kirchengemeinderat ist angezeigt, wenn dort Befürchtungen und Ängste vermutet werden oder das Gespräch zwischen benachbarten betroffenen Kirchengemeinden belastet ist oder nicht in Gang kommen will.


� Dies ist in Nr. 20 AVO zur Visitationsordnung ohnehin vorgesehen.


� Auch empfiehlt es sich, im Ausschreibungstext festzuhalten: „Von einem künftigen Stelleninhaber oder einer künftigen Stelleninhaber wird bis zum Vakantwerden der zur Einschränkung/Aufhebung vorgesehenen Pfarrstelle XY die vermehrte Übernahme von Vertretungsdiensten im Kirchenbezirk erwartet.“


� Wenn eine Nachbarpfarrstelle eine weit überdurchschnittliche Größe aufweist, legt sich ein Ausgleich dringender nahe; weniger dringend bei einem geringeren „Gefälle“ im Umfang der Dienstaufträge. In vielen Fällen haben Pfarrerinnen und Pfarrer sich bewusst auf eine größere oder kleinere Pfarrstelle beworben. Dies darf nicht außer Acht gelassen werden.


� Siehe dazu Anmerkung � NOTEREF _Ref95562702 \h ��10�.


� Etwa: Übernahme einer zusätzlichen Stunde im Religionsunterricht im nächsten Jahr, einer weiteren Stunde im darauf folgenden Jahr.


� Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf ein Webinar: Regiolokale Gottesdienst-Entwicklung, 21.09.23. Der Impuls kam von �HYPERLINK "mailto:andreas.schlamm@mi-di.de"�andreas.schlamm@mi-di.de� 


� siehe hierzu �HYPERLINK "3-2_ueberparochiale_zusammenarbeit%2014.03.2023.doc"��Anlage 3.2 - Überparochiale und übergemeindliche Zusammenarbeit.doc�


� Der Verzicht auf Festlegungen in Stunden und Minuten bedeutet nicht den Verzicht auf jegliche Quantifizierung. Die Begrenzungen werden inhaltlich (durch Festlegung der Dienste in der Geschäftsordnung) und zeitlich (die Dienste müssen durch einen Pfarrer oder eine Pfarrerin unter normalen Umständen und bei allgemein zu erwartenden Fähigkeiten so leistbar sein, dass bei einem nicht eingeschränkten Dienstauftrag ein Tag in der Woche von dienstlichen Verpflichtungen frei gehalten werden kann [bei eingeschränktem Dienstauftrag entsprechend mehr]) zum Ausdruck gebracht. 


Typische Größen von Pfarrstellen aufgrund von Erfahrungswerten waren bis vor ein paar Jahren (aufgrund des PfarrPlans können sich in einigen Kirchenbezirken durch unterschiedliche Schwerpunktsetzungen Abweichungen hiervon ergeben):


- Einzelpfarrstelle mit bis zu ca. 1100 Gemeindegliedern bei auf drei Viertel eingeschränktem Dienstauftrag (inzwischen eher größere Seelsorgebezirke).


- Nicht geschäftsführende zweite oder weitere Pfarrstelle mit bis zu ca. 1.200 Gemeindegliedern bei auf die Hälfte eingeschränktem Dienstauftrag (inzwischen eher größere Seelsorgebezirke).


- Einzelpfarrstelle mit ca. 800 bis ca. 2.500 Gemeindegliedern bei nicht eingeschränktem Dienstauftrag. �(Die relativ weite Spanne in den Gemeindegliederzahlen bei den nicht eingeschränkten Dienstaufträgen soll zwar durch unterschiedliche RU-Deputate ausgeglichen werden – wird aber tatsächlich nur zum Teil ausgeglichen.) 


Wenn in der Geschäftsordnung der Schwerpunkt auf einen bestimmten Bereich des Dienstauftrags gelegt wird, muss klar sein, dass dadurch andere Bereiche weniger Beachtung finden können.


� § 1 KGO; s.a. Ausführungsbestimmungen zur KGO Nr. 37, wo beispielhaft die Arbeitsbereiche – Mission, Diakonie, Jugendarbeit, Erwachsenenbildung, Altenarbeit, Verwaltung usw. - aufgezählt werden.


� § 5 WürttPfG
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